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Eric W. Steinhauer

Können wissenschaftliche Bibliothekare im Rahmen

eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses ausgebildet werden ?

Überlegungen am Beispiel des Thüringer Bibliotheksvolontariats

1. Ausgangslage

Die Ausbildung der wissenschaftlichen Bibliothekare erfolgt in den meisten

Bundesländern im Rahmen eines beamtenrechtlichen Vorbereitungsdienstes,

dem Bibliotheksreferendariat.r Im Freistaat Thüringen existiert demgegenüber

mit dem Bibliotheksvolontariat eine vergütete Ausbildung in privatrechtlicher

Form.2 Neben Referendariat und Volontariat studieren in postgradualen

studiengängen an der Humboldt-universität zu Berlin und an der Fach-

hochschule in Köln sogenannte ,,freie" Studenten ohne

Ausbildungsdienstverhältnis. An der Berliner Ausbildung nehmen allerdings

auch Referendare und Volontäre teil. Im übrigen werden die

Bibliotheksreferendare an der Bayerischen Bibliotheksschule bei der

Bayerischen Staatsbibliothek in München ausgebi ldet.l

Die fi.ir wissenschaftliche Bibliothekare nach ihrer Ausbildung geeigneten

Stellen sind sowohl als Beamten- als auch als Angestelltenstellen

ausgeschrieben. Dabei sind die festen Stellen in der Mehrzahl Beamtenstellen-

Bewerber um diese Stellen müssen die Laufbahnbeftihigung frir den höheren

Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken nachweisen.

Bibliotheksreferendare haben nach dem Vorbereitungsdienst mit Bestehen

bibliothekarischen Staatsprüfung die Regellaufbahnbeftihigung erworben.

| übcrsiclrt 6ci Skirltarer, Dic '\usbildung dcr Wisscnschafrlictrcn Bibliochckarc und das l-autbahnrecht, n:

Il ibliothcks<licnst 39 (2005), S. 657-660.
2 Zum Thüringcr llibliorhcksvolonraiu vgl. Clat7, t)as Bibliorheksvolontariac dcs h<ihcrcn Ilibliothcksdicnstcs an

clcr Thüringcr Universirärs und Landcsbibliothck -lcna : Uinblickc und r\usblickc, Ilibli<rthckstlienst 36 (2002)' S.

434-438; Siirbanr, Ncuc Richtlinic für dic Ausbildung dcr Wissenschaftlichcn Bibliothckarc im lrrcismar Thüringcn,

in: Ribliorhcksdicnst 38 (2004), S. 1581-1590.
tYgl. l\4icbuel,Dic Ausbildung dcs hiihcrcn BibLiorhcksdicnsrcs an dcr Baycrischcn Ilibliodreksschulc in N{ünchcn' in:

Bibliothcks[orum l]a1'ern 33 (2005), S.40 54.
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können sich problemlos auf Beamtenstellen bewerben. Alle übrigen

Absolventen bibliothekarischer Ausbildungsgänge, auch die

Bibliotheksvolontäre, sind demgegenüber laufbahnrechtlich als ,,andere

Bewerber" einzustufen, es sei denn. der ausschreibende Dienstherr hat die

bibliothekarische Laulbahn als Fachrichtungslaufbahn eingerichtet.4 Das ist nur

beim Bund, im Land Mecklenburg-Vorpommern und mit gewissen

Einschränkungen auch im Land Nordrhein-Westfalen der Fall.

Wegen einer ungünstigen Formulierung im Laufbahnrecht stellt sich das Land

Nordrhein-Westfalen aber auf den Standpunkt, nur Bewerber, die an der

Fachhochschule Köln studiert haben, als Fachrichtungsbeamte zu akzeptieren.s

Das Land Mecklenburg-Vorpommern schreibt nur sehr selten Eingangsämter

aus. Praktisch relevant wird die bibliothekarische Fachrichtungslaufbahn daher

nur bei den Bibliotheken des Bundes, hier besonders bei der Staatsbibliothek zu

Berlin und Der Deutschen Bibliothek in Frankfurt und Leipzig; hinzu kommen

noch die Bibliotheken der obersten Bundesgerichte, des Bundestages, der

Ministerien und ihrer nachgeordneten Einrichtungen, hier vor allem der

Bundeswehr.

Vor diesem Hintergrund ist festzuhalten, dass wissenschaftliche Bibliothekare,

die keine Referendare waren, bei ihren Bewerbungen mit laufbahnrechtlichen

Schwierigkeiten zu kämpfen und damit auf dem Arbeitsmarkt schlechtere

Chancen haben: Die Bereitschaft, einen Angestellten auf einer Beamtenstelle

fest einzustellen ist kaum gegeben, außerdem scheuen viele

Personalverantwortliche das aufivendige Verfahren, einen anderen Bewerber

unter Beteiligung des zuständigen Landespersonalausschusses einzustellen. Im

a \tg1. S*inhatcr, Die :\usbildung dcr \\ ' isscnschaftl ichcn Bibliotlrckare und das i,aufbahnrecht, in: Bjbliothcksdicnst
39 (2005), S,660 f.
5 7-ur Rechtslagc in Nordthein Westfaleo kiosch -l/cinhanr, Dic Ausbildung der \\'isscnschaftlichcn Bibliothekare
und das l.aufbahnrccht, in: l] ibliothcksdienst 39 (2005). S- (r(r5-(167.
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übrigen ist die Einstellung von ,,anderen Bewerbern" bei Vorhandensein

geeigneter Laufbahnbewerber beamtenrechtlich problematisch.6

Ftir eine gute und nachhaltige Ausbildung muß die Konsequenz aus dieser

Sifuation sein, dass der bibliothekarische Nachwuchs in jedem Fall eine

Regellaufbahnbeftihigung erwerben sollte. Wünschenswert ist daher die

flächendeckende Ausbildung der wissenschaftlichen Bibliothekare als

Referendare im Beamtenverhältnis auf Widerruf. Da aber nicht jeder Dienstherr

in seinen Bibliotheken durchgängig Beamte beschäftigt und lolglich im Rahmen

von Ausbildungsverhältnissen auch nicht das verbeamtete Referendariat wählen

wird, stellt sich die Frage, ob eine bibliothekarische Ausbildung außerhalb des

Beamtenverhältnisses möglich ist, die zugleich die Regellaufbahnbeftihigung

vermittelt. Diese Frage ist mit Blick auf die Arbeitsmarktchancen des

bibliothekarischen Nachwuchses, aber auch flir eine zweckmäßige

Mittelverwendung durch den Diensthelren von Bedeutung. Nur dann, wenn die

Absolventen eines Ausbildungsmodells auch feste Stellen im Bibliothekswesen

bekommen, kann das Modell als erfolgreich angesehen werden.

Nachfolgend sollen die Möglichkeiten, im Rahmen eines nicht verbeamteten

Volontariats die Laufbahnbef?ihigung zu erwerben, am Beispiel des Freistaats

Thüringen untersucht werden. Da mittlerweile auch andere Bundesländer, vor

allem solche, die zurückhaltend mit Verbeamtungen im Bibliothekswesen sind,

über die Einführung eines Bibliotheksvolontariats nachdenken,T ist die Frage

über die Thüringer Verhältnisse hinaus von Relevanz.

2. Die bibliothekarische Laufbahn im Freistaat Thüringen

Die bibliothekarische Laufbahn im Freistaat Thüringen bestimmt sich nach der

Thüringer Laufbahnverordnung (ThürLbVO), vgl. $ I Abs. I ThürLbVO- Nach

{i 5 Abs. 1 ThürLbVO umfasst eine Laufbahn alle Amter derselben

('Ygl. Ciirnur, Laut-bahnbcwcrbcr und r\ußcnscitcr: das Laufbahnprinzip als ltcguhriv rtrn Zugang und r\ufsticg im

Bcrirf.b"onrr".rrm, [lcrlin 2005 (Schriftcn zum iiffcndichcn l{ccht ; 9tt3), S. 120 fi.; 163-165:, Steiiltauer, Die

r\usbilclung {cr Wisscnschaftlichcn llibliorhekarc und das Lautbahnrccht, in: Bibliodrcksdienst 39 (2005), S. 661 f.
7 Konkrct gcht cs um dic l,ändcr Nlccklcnburg-Votl,ornmcrn und Sachrcn-r\nlralt. l jal lwcisc grbt cs auch Volont?irc

aus lltandcnburg und aus llibliothckcn in Tcigctschatt dcs llundcs.
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Fachrichtung, dabei sollen nach Abs. 6 die Regelungen für eine Laulbahn zu

einer Lau{bahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung zusammengefasst werden.

Eine solche Ordnung existiert für das Bibliothekswesen im Freistaat Thüringen

nicht. Allerdings kennt die ThürLbVO in Anlage 3 unter Nr. 3 im mittleren

Dienst an Bibliotheken Beamte besonderer Fachrichtung. Für die

Laufbahngruppen des gehobenen und des höheren Bibliotheksdienstes gibt es in

der ThürLbVO demgegenüber keine ausdrücklichen Bestimmungen, wenngleich

solche Laufbahnen existieren.

Eine Laufbahn wird nämlich nicht nur durch eine ausdrückliche

Laufbahnordnung oder die Benennung als Lau{bahn besonderer Fachrichtung in

der Anlage zur Laufbahnverordnung bestimmt, sondern auch durch die

besoldungsrechtliche Festlegung der Amtsbezeichnung.8 Daher finden sich die

bibliothekarischen Laufbahnen des gehobenen und des höheren Dienstes in

Thüringen etwas versteckt in der aufgrund von !i 9 Abs. l,2Sarz I Thüringer

Besoldungsgesetz (ThürBesG) erlassenen ,,Thtiringer Richtlinie zur Festsetzung

der Zusätze zu den Grundamtsbezeichnungen" vom 28. Mai 2002.0

Da das Thüringer Laufbahnrecht flir den höheren Dienst an wissenschaftlichen

Bibliotheken keine Beamten besonderer Fachrichtung kennt und damit die

Regellaufbahn gegeben ist, kommen bei der Frage nach der Laufbahnbefühigung

die allgemeinen Vorschriften des Thüiinger Beamtenrechts zur Anwendung-

Danach setzt die Laufbahnbefühigung füLr den höheren Dienst nach $ 22 Abs. I

Nr. 2 Thüringer Beamtengesetz (ThürBG), $ 6 Abs. I Nr. 1 ThürLbVO

Vorbereitungsdienst und Laufbahnprüfung voraus. Der Vorbereitungsdienst

wird nach $ l8 a Satz 1 ThürBG, $ 15 SaIz 1 ThürLbVO im Beamtenverhältnis

auf widemrf abgeleistet und endet nach $ 19 Abs. 1 Satz I ThürLbVO mit der

Lau{bahnprüfung.

Das Thüringer Volontariat entspricht wegen des Angestelltenstatus und der

fehlenden Laufbahnprüfung am Ende der Ausbildung nicht diesen

8!91. Jlnnnter,  in:  | i l rst ,  CiK() l )  I ,  K vor \  15 BBG, Rn.9.
e Fundstcl lc:  Thi i r ingcr Staarsanzcigcr Nr.25/2002, S. 1781 f
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beamtenrechtlichen Vorgabeu.ro Ein Thüringer Volontär erwirbt also mit

Abschluss seiner Ausbildung keine Laufbahnbetähigung und kann, da er kein

Lautbahnbewerber ist, im Freistaat Thtlringen grundsätzlich kein Eingangsamt

bekommen. Er ist damit im Vergleich etwa zu einem bayerischen

Bibliotheksassessor bei einer Bewerbung schlechter gestellt. Eine Verbeamtung

eines Thüringer volontärs kann nur über $ 48 ThürLbVO als ,,anderer

Bewerber" erfolgen. Neben Berufserfahrung und Beteiligung des

Landespersonalausschusses ist zudem die Vollendung des 35. Lebensjahres zu

fbrdern. Bedenkt man das regelmäßig jüngere Alter der Thüringer Volontäre, ist

zv sagen, dass das Volontariat vor dem Hintergrund des Thtiringer

Beamtenrechts falsch konstruiert ist. Zudem wird bei der gleichzeitigen

Bewerbung von Laufbahnbewerbern die Auswahl eines ,,anderen Bewerbers"

wegen des beamtenrechtlichen Laufbahnprinzips nur schwer zu begründen sein:

Es ,,sollen" bei Vorhandensein geeigneter Laufbahnbewerber andere Bewerber

nicht eingestellt werden, vgl. $ 48 Abs. 2 Satz 2 ThürLbVO.

3. Der Erwerb der Laufbahnbefähigung

Legt man die eingangs in Punkt I geschilderte situation zugrunde, ist es

erstrebenswert, wenn Absolventen einer bibliothekarischen Ausbildung die

Regellaufbahnbeftihigung für die Lautbahn des höheren Dienstes an

wissenschaftlichen Bibliotheken erwerben. Mit der Regellaufbahnbefähigung ist

über $ 122 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. $ 14 Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) eine

Verbeamtung bei jedem Dienstherren in der Bundesrepublik Deutschland

problemlos möglich. Die Regellaufbahnbefühigung wird im Rahmen eines

verbeamteten Vorbereitungsdienstes erworben. Darüber hinaus gibt es seit 1997

im Rahmenrecht aber die Möglichkeit, auch außerhalb eines

Beamtenverhältnisses eine Regellaulbahnbeftihigung zu erwerben. Mit der

\)\ 'gl. Jreii lunr, l) ic ,\usbildung dcr Wisscnschaftl ichcn Bibliothckarc und das l-aufbahnrccht, in: Bibliorhcksdicnst

f9 (äo0S), S. 667 l; ,/err., Ncuc ltichrlinic für dic .\usbildung dcr \X'isscnschatdicircn lJibliothckarc im lircistaat

1-hüringcn, in: I l ibi iorhcksdicnst 38 (2004), S. 15tt6.
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sogenannten Öffnungsklausel hat es der Gesetzgeber in $ l4 Abs. I Satz 1,2.

Hs. BRRG ermöglicht, auch außerhalb eines Beamtenverhältnisses in einem

öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis die Regellaufbahnbeftihigung zu

erwerben, ,,soweit der Vorbereitungsdienst auch Voraussetzung fiir die

Ausübung eines Berufes außerhalb des öffentlichen Dienstes ist".rr Diese

rahmenrechtliche Vorgabe wurde durch das Vierte Gesetz zur Anderung des

Thüringer Beamtengesetzes vom 27. Juli 1999 in 0 l8 a Satz 1,2. Hs. ThürBG

umgesetzt. Danach gilt: ,,Soweit der Vorbereitungsdienst auch Voraussetzung

flir die Ausübung eines Berufes außerhalb des öffentlichen Dienstes ist, kann in

den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen nach g 17 Abs. 2 und 3 bestimmt

werden, dass er in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis außerhalb

des Beamtenverhältnisses abgeleistet wird." Fraglich ist, ob diese

Öffnungsklausel fiir Bibl iotheksvolontäre anwendbar i st.

4. Die Anwendbarkeit der Öffnungsklausel in $ 18 a Satz l, 2. Hs. ThürBG

Zunächst erscheint die Anwendbarkeit der Öffnungsklausel unproblematisch. Es

ist nveifelfrei zulässig, gängige Praxis und entspricht, wie gezeigt, dem

Thüringer Beamtenrecht, dass die Ausbildung für die Laufbahn des höheren

Bibliotheksdienstes im Rahmen eines beamtenrechtlichen Referendariates

erfolgen kann. Wenn aber eine Ausbildung im Beamtenverhältnis auf Widemrf

zulässig ist, dann muß ein statusrechtlich ,,minderwertiges" öffentlich-

rechtliches Ausbildungsverhältnis erst recht zulässig sein. Es geht aus der

Perspektive des Thüringer Laufuahnrechts nicht darum, die Umwandlung eines

privatrechtlichen Ausbildungsverhältnisses in ein öffentlich-rechtliches zu

begründen. Vielmehr geht es um ein Absehen von einem zweifelsfrei zulässigen

verbeamteten Bibliotheksreferendariat. Allerdings ist die Öffnungsklausel eine

t r  Kr insch mit  Bl ick auf dic -Jur iste nausbi ldung, abe r sehr inf t>rmaov in al lgcmcincn 1:ragen Iuhefur,  I ) ic

vcrfassungsrcchrl ichc ZuLissigkci t  det L 'mgestalrung der Rcfcrcnduausbi ldung rtrm Reamtcnvethi lmrs ruf \ \ / ictcru{

in cin i i f fcnt l ich-rccht l ichcs.\usbi lc lungsvcrhältnis und die rccht l ichcn Konsequcnzcn, in:7-ci tschri f t  für

Bcmtcnrccht (7-RR) 2000, S.325--33.1.7-u dcn rccht l ichen.\usu' i rkuogcn cincr l i inführung dcs i i f fcnt l ich

rechrl ichcn , . \usbi ldungsvcrhältnisscs r ,gl .  Reib, Dic bcschif t igungsrcchdichc ()estal tung des \Torbcrcinrngsdienstes

bei dcr Rcform dcr. fur istcnausbi ldung, in:  l lechr im -\mr (Ri; \ )  2005, S.3 f l .
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Ausnahmevorschrilt, deren gesetzliche Voraussetzungen einzuhalten sind.

Problematisch sind zwei Merkmale: Einmal ihr Monopolcharakter, dann das

Ausbildur-rgsziel einer Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes.

4.1 Der Monopolcharakter der Ausbildung

Der Geserzgeber hat in $ 18 a Satz l, 2. Hs. ThürHG Ausbildungen im Blick,

die nur von der öffentlichen Hand angeboten werden, mithin Monopolcharakter

haben.r2 Ftir den Rahmengesetzgeber war der wichtigste Anwendungsfall der

Öffnungsklausel die Ausbildung von Juristen.ri Ein staatlicher

Vorbereitungsdienst ist für jeden juristischen Beruf erforderlich. Hier besitzt der

Staat das Ausbildungsmonopol. Liegt ein solches Monopol auch bei der

Ausbildung der wissenschaftlichen Bibliothekare vor?

Der Gesetzgeber verwendet den Begriff der Monopolausbildung nicht, wohl

aber findet er sich in der verfassungsrechtlichen Literatur zu Afi. 12

Grundgeserz (GG). Vor der Schaffung von $ 14 Abs. I Satz l, 2. Hs. BRRG

wurde nämlich mit Blick auf das Grundrecht der Berufsfreiheit in Art. 12 GG

bei staatlichen Monopolausbildungen die MÖglichkeit einer Ausbildung

außerhalb eines Beamtenverhältnisses für diejenigen Bewerber diskutiert, die

aus verschiedenen Gründen, etwa wegen mangelnder verfassungstreue, nicht in

ein Beamtenverhältnis übernommen werden konnten.ra Das ist der Hintergrund

der öffhungsklausel, so dass der im verfassungsrechtlichen Schrifttum geprägte

Begriff der Monopolausbildung bei der Frage der Anwendbarkeit von $ l4 Abs'

I Sarz l. 2. Hs. BRRG bzw. $ 18 a Satz l, 2. Hs. ThürBG zugrunde gelegt

werden kann: Unter einer Monopolausbildung wird eine Ausbildung verstanden,

die fäktisch oder recl-rtlich in staatlicher Hand monopolisiert ist.r5

Eine rechtliche Monopolisierung der Ausbildung von wissenschaftlichen

Bibliothekaren liegt nicht vor, da das Studium an der Fachhochschule in KöIn

,r Vgl,, l ic t lcgdndung rn (icsczcntwur[<Jcs l-andcsrclpcrung in LT t)rs.2/3704 vom 15. NIai 1999, S- l9'

' , V,{1. di" B.loUnau,rg in UT l)rs. 13f3994 srrr 6. Ntäiz 1996, S. 58, wo cinc auf dic Juristcn r\usbildung bczogcnc

f.)rrrschcidurrg dcs l]\ 'crt(l l ' l  39,331 Q71'315) zit icrt wrrd'
r1 \ 'gl. UVcrf(i1r,39, l3' l (371 ff.).
t '  Y'g:.l-rtt ir.qrr,rn Srchs, (irunclgcsctz : I iomrncntar,3'\utl ' , Nlünchcn 2003, r\rt '  12 (l( l '  l{n' 131'
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und das postgraduale Fernsfudium an der Humboldt-Universität zu Berlin auch

außerhalb eines Dienstverhältnisses für den Beruf des wissenschaftlichen

Bibliothekars quali l izieren. Für die Kölner Ausbildung ergibt siclr dies sogar

explizit aus dem nordrhein-west1?ilischen Laufbahnrecht, vgl. I 42 Abs. 4 der

Verordnung über die Laufbahnen der Beamten im Lande Nordrhein-Westfalen

(LVO NW).

Das Vorhandensein eines Ausbildungsganges allein garantiert noch nicht den

Ztgang zum Beruf. Betrachtet man die Ausbildung der wissenschaftlichen

Bibliothekare nämlich unter dem Gesichtspunkt der Akzeptanz auf dem

Arbeitsmarkt, so ergibt sich folgendes Bild: Die Absolventen der Kölner

Ausbildung haben enorme Schwierigkeiten eine Stelle im Bibliothekswesen zu

bekommen. Sie sind praktisch nicht vermittelbar, auch nicht in Nordrhein-

Westfalen. Die Gründe hierfiir sind vielf?iltig. Neben den in den Bibliotheken

wenig nachgefragten Fächern der Absolventen, begegnen vor allem Inhalt und

Form der Ausbildung im Vergleich ztrm herkömmlichen

Bibliotheksre ferendari at Bedenken. I 6

Auch die Berliner Absolventen haben Schwierigkeiten bei der Stellensuche,

sofern sie nicht Referendare waren- Eine jüngst durchgeführte Verbleibstudie zu

den Berliner Absolventen hat ergeben, dass durch die laufbahnrechtlichen

Gegebenheiten freie Absolventen große Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt

haben.l7 Das trifft leider auch für die Thüringer Volontäre zu. Wenn man also

davon ausgeht, dass es zu einer erfolgreichen Ausbildung zum

wissenschaftlichen Bibliothekar gehört, auf dem Arbeitsmarkt akzeptiert zl

werden, dann ist festzuhalten, dass eine faktische Monopolisierung der

Ausbildung für den Beruf des wissenschaftlichen Bibliothekars in den

Referendariaten gegeben ist. Die Ausbildung zum wissenschaftlichen

t6 ygl .  J/ä!/ i .h,  [ ) ic Bcendigung dcr vcn'alrunssinrerncn : \rrsbi ldunc für den hi ihcrcn Bib] iothcksdicnst tn

Nordrhein \ 'cst falen :  dic l ;olgcn für dic Hochschulbibl iothckcn, in:  l l ib i iorhckcn f i ihrcn und cnnvickeln :

Festschri f t  für- |ütgcn Hcnng zum (r5. ( icbunstag, hrsq. r t rn Thomas Rürger. . . ,  i \ fünchcn 2002, S.2.39 249.
1: \ 'g l .  Prppe, l ) ic Inrcgraoon der , \bsoh'cnt lnncn dcs postsadualcn |cmsrudiums Bibl iorhcksuisscnschafr an dcr

H L'  Bcr l in in den . \rbe i tsmarkt :  l r rgcbnissc circr Limfragc zum bcruf l iche n Vcrble ib ;  I \ . fasterarbcir  im Rahmcn dcs

post lyadualen lretnstucl iums, Bcrl in 2005. Ich dankc Irrau Puppc, dass sic mir ihre I t r tcbnissc zugringl ic lr  gcmacht

hat.
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Bibliothekar ist mithin Monopolausbildung.r8 Von daher steht einer

Anwendbarkei tvon $ 14 Abs.  I  Satz 1,2.  Hs.  BRRGbzw. $ 18 aSatz 1,2.  Hs.

TliürBG nichts entgegen.

4.2 Wissenschaftliche Bibliothekare außerhalb des öffentlichen Dienstes?

Fraglich ist aber, ob eine Ausbildung fiir einen Beruf außerhalb des öffentlichen

Dienstes vorliegt. Auch wenn eine Tätigkeit von wissenschaftlichen

Bibliothekaren außerhalb des öffentlichen Dienstes denkbar ist, kommt sie

jedoch extrem selten vor. Ein eigengeprägter Beruf des ,,freien" Bibliothekars

existiert nicht.

Da die bibliothekarische Ausbildung aber eine staatliche Monopolausbildung ist,

wurde in der älteren bibliotheksrechtlichen Literatur vor dem Hintergrund einer

damals mangels freier Studienangebote auch rechtlichen Monopolisierung der

Ausbildung der wissenschaftlichen Bibliothekare in der Verwaltung immer Wert

darauf gelegt, dass der Beruf des wissenschaftlichen Bibliothekars im Grunde

ein Verwaltungsberuf sei.re Die Konsequenz aus dieser Sicht war, dass es im

Gegensatz zum Referendariat der Juristen beim Bibliotheksreferendariat keinen

Anspruch auf Zulassung gibt.2o Vielmehr bildet der Staat allein für seinen

eigenen Bedarf aus. An der damaligen Bewertung des Berufs des

wissenschaftlichen Bibliothekars als eines reinen Verwalfunssberufes hat sich

rt So ausdrücklich Boluzr, l{cchrstiagcn dcr l}camrcnlusbildung (unrcr bcsondcrcr Bcrücksichcigung dcs hiihcrcn

Il iblirrthcksdicnsrcs), Köln lu.a.l 1963, S. 65, im firgcbnis rÄc hier Deppirtg Kölncr Thcscn zum höhcrcn
Il ibliothcksdicnsr, in: l)rol, ibris I (1998), S.22 t Vgl. hicrzu auch dic l) iskussion im l-andtag von Radcn-

Würncmbcrg f, lndc 2003- Dort wurdc dre Übertuhrung dcs l]tbltochcksrcfcrcndariats in cin i iffcndich-rcchtl iches

r\usbildungsverlr; i lrnis ur Sinnc vtrn $ 14 r\bs. I S:rtz 1, 2. Hs. I l l l l{( i nach Vorbild dcr-luristcnausbildung cruogcn,

vgl. r\nuag dcr [;rakoon lrDP/l)\4) und Stcllungnahmc dcs.fusrizminisrcriums,,[ ' i insparpotcnzialc durch

Ii inführung iitt lntl ich rcchtl icher :\usbildungsvcrhälurissc bci sraadichcn Nlonopolausbildungsgingen", LT-Drs.

Badcn-\\ 'üntcmbcrg 13/1606 vom 11. l)czcmbcr 2002, souic dic [)cbattc im Plcnum run 10. Dczcmbcr 2003 in

Plcnar-l)ror. l3/56, S. 1959 3965. t)as-lustizminisrerium clcs l,andcs l laclcn-\X'ürncmbcrg wcrtct dic ,\usbildung dcr

wisscnschrti l iclrcn l l ibkrrhckarc ausdrücklich als Nk,nopolausbildunlJ im Sinnc dcs (icsctzcs, vgl. S. 3 dcr zit icrtcn

Drucksactrc.
t ') Ygl. BiLn, ltcchstiagcn dcr Bcamtcnausbildung (untcr bcsondcrcr l lcrücksichrigung dcs höhcrcn Il ibliothcks

d icns tcs) ,  S .65  l l3  rn .u .N.
r(l Vgl. nur lloln, Bcsccbt cin ltcchtsmspruch auf Zulassung zur l{cfercndarausbildung?, in: Zcitschrift füt
[:] iblrrchcksu,csen und l] ibkrgraphic (Zflf l3) 13 (1966), S. 95'100.
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bis heute wenig geändert; andere Ansichten der neueren Berufsbilddiskussion

sind ohne praktische Konsequenzen.2l

Von daher könnte die Anwendbarkeit von $ 14 Abs. I Satz l, 2. Hs. BRRG bzw.

I l8 a Satz l, 2. Hs. ThürBG problematisch werden. Wäre es nicht, so könnte

man auch fragen, angemessen, Bibliothekare gleich im Referendariat als Beamte

auf Widem:f auszubilden, wenn sie ohnehin im öffentlichen Dienst tätig sind?

Hier wird aber übersehen, dass die wissenschaftlichen Bibliothekare zwar

nahezu ausschließlich im öffentlichen Dienst tätig sind, aber nicht immer als

Beamte. Geht man von der üblichen Logik der Beamtenlaulbahn aus, so beginnt

sie im verbeamteten Vorbereitungsdienst und mündet über das

Probezeitverhältnis in die Verleihung eines Amtes ein. Für diesen Personenkreis

passt das Referendariat. Wenn nun aber nach der Ausbildung die Übernahme in

ein Beamtenverhältnis zwar noch häufig und überwiegend vorkommt, bei

einigen Dienstherren (etwa im Freistaat Sachsen) aber grundsätzlich nicht

möglich, bei anderen (wie im Freistaat Thüringen) nur fallweise erfolgt, stellt

sich durchaus die Frage, ob auch die Ausbildung im Beamtenverhältnis erfolgen

soll. Blickt man in die Gesetzesmaterialien, so findet sich der statusrechtliche

Bezug zwischen Ausbildung und Weiterbeschäftigung sehr deutlich:

,,Eine solche Handhabung [gemeint ist das verbeamtete Referendariat, Anm.

Verf.] ist jedenfalls in den Bereichen sinnvoll, in denen auf ein

Beamtenverhältnis auf Widenuf regelmäßig ein Beamtenverhältnis auf Probe

folgt. In den Bereichen jedoch, in denen mit dem Vorbereitungsdienst zugleich

ein berufsqualifizierender Abschluss für andere Berufe außerhalb einer

Ziellaufbahn erworben wird (Monopolausbildungen), sollte es den Ländern

rr  lm Bcrcich des mit t lcrcn und gchobencn Dicnstcs ist  dic Siruat ion vi i l l ig anders. Zurcffcnd hat das

Just izministcr ium hicr c ine Ntr>nopolausbi ldung vctncinr,  vgl .  I -T-Drs- BadcnVürnemberg l3/1606 vom 11'

I)czcnrbcr 2002, S. -3. Zur [;-nnr.icklung des Bcrufsbilclcs tgl. Btlvf I-rteiru/ Plat.watr/ Seefcldt,l)as Ribliothcksu'cscn

clcr Runclcsrcpubl ik l )cutschland :  c in Hanclbuch,3. . \uf l . ,  \ \ ' icsbat lcn 1999, S..101 i t .
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Bibliothekar ist mithin Monopolausbildung.'8 Von

Anwendbarkeit von $ l4 Abs. I Satz l, 2. Hs. BRRG bzw.

TliürBG nichts entgegen.

daher steht einer

{ i  18  a  Saz  1 ,2 .  Hs .

4.2 Wissenschaftliche Bibliothekare außerhalb des öffentlichen Dienstes?

Fraglich ist aber, ob eine Ausbildung flir einen Beruf außerhalb des Öffentlichen

Dienstes vorliegt. Auch wenn eine Tätigkeit von wissenschaftlichen

Bibliothekaren außerhalb des öffentlichen Dienstes denkbar ist, kommt sie

jedoch extrem selten vor. Ein eigengeprägter Beruf des ,,freien" Bibliothekars

existiert nicht.

Da die bibliothekarische Ausbildung aber eine staatliche Monopolausbildung ist,

wurde in der älteren bibliotheksrechtlichen Literatur vor dem Hintergrund einer

damals mangels freier Studienangebote auch rechtlichen Monopolisierung der

Ausbildung der wissenschaftlichen Bibliothekare in der Verwaltung immer Wert

darauf gelegt, dass der Beruf des wissenschaftlichen Bibliothekars im Grunde

ein Verwaltungsberuf sei.'e Die Konsequenz aus dieser Sicht war, dass es im

Gegensatz zum Referendariat der Juristen beim Bibliotheksreferendariat keinen

Anspruch auf Zulassung gibt.20 Vielmehr bildet der Staat allein für seinen

eigenen Bedarf aus. An der damaligen Bewertung des Berufs des

wissenschaftlichen Bibliothekars als eines reinen Verwaltungsberufes hat sich

rs So ausdrücklich llalzz, llcchrsfragcn dcr lJcamtcnrusbildung (unrcr bcsondcrcr l]crücksichtigung dcs hiihetcn

flibliotlrcksdicrrsrcs), Köln [u.a.l 1963, S. 65, ul lirgcbnis wic hicr Deppirrg Kiilncr Thcscn zum höhercn

Bibliorhcksdicnst, in: l)rol. ibns 3 (1998), S- 22 F. Vgl- hicrzu auch dic l) iskussion im Landtag von Radcn-

\\,ürnembcrg I.lndc 2003. l)ort wurdc dic Ülxrtührung dcs Bibliothcksrcfcrcndariats in cin iiffcntlich-tcchdichcs

,\usbildungsverhriltnrs im Sinnc von \ 14 r\bs. I Saz 1, 2. I ' ts. I l l{ l t( l nach Vorbild dcr-furistcnausbildung cryogcn,

vgl. r\naag dcr |raktion trf)P/l)Vl' und Srcllunlyrahnrc dcs .|ustizmioisrcriums ,,I i insparporcnziale durch

ti inführung iiftcntl ich-rcchtl ichcr..\usbildungsvcrhältnissc bci staadichcn N{onopolausbildungsgingen", LT-Drs.

Ilaclcn-\\ 'ürtrcmbcru 13/1.606 vom 11. [)czcnrbct 2002, sowic dic t)cbattc im l)lcnum un 10. Dczcmbcr200J in

Plcnar-l)r<rr. 13/56,5.3959-3965. Das-lustizministeriunr des Landcs l ladcn \{/ürncmbcrg wcrtct dic i\usbildung dcr

visscnschattl ichcn Uiblirrhekarc ausdrücklich als Nlonopolausbildung im Sinnc dcs Ocsctzcs, vgl. S. 3 dcr zit icnen

f)rucksachc.
\') y"gl. Bliltn, ltechrstiagcn dcr llcamtcnausbildung (untcr bcsondcrcr Ilcrücksichtigung dcs hühcrcn llibliothcks-

dicnsces), S. 65-tl3 rn.u'.n-.
?r' Vgl. rrur BöLtt, llcsrctrr cin l{cchrsanspruch auI Zulassung zur ll.cfcrcndarausbildung?, in: Zcitschrift füt

fl iblrrrhcksu,cscn und ll ibkrgtaphic (Zf1llt) 13 (1966), S. 95 100.
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bis heute wenig geänderq andere Ansichten der neueren Berufsbilddiskussion

sind ohne praktische Konsequenzen.2'

Von daher könnte die Anwendbarkeit von $ l4 Abs. I Satz l, 2. Hs. BRRG bzw.

I l8 a Satz l, 2. Hs. ThürBG problematisch werden. Wäre es nicht, so könnte

man auch fragen, angemessen, Bibliothekare gleich im Referendariat als Beamte

auf Widemrf auszubilden, wenn sie ohnehin im öffentlichen Dienst tätig sind?

Hier wird aber übersehen. dass die wissenschaftlichen Bibliothekare zwar

nahezu ausschließlich im öffentlichen Dienst tätig sind, aber nicht immer als

Beamte. Geht man von der üblichen Logik der Beamtenlaufbahn aus, so beginnt

sie im verbeamteten Vorbereitungsdienst und mündet über das

Probezeitverhältnis in die Verleihung eines Amtes ein. Für diesen Personenkreis

passt das Referendariat. Wenn nun aber nach der Ausbildung die Übernahme in

ein Beamtenverhältnis zwar noch häufig und überwiegend vorkommt, bei

einigen Dienstherren (etwa im Freistaat Sachsen) aber grundsätzlich nicht

möglich, bei anderen (wie im Freistaat Thüringen) nur fallweise erfolgt, stellt

sich durchaus die Frage, ob auch die Ausbildung im Beamtenverhältnis erfolgen

soll. Blickt man in die Gesetzesmaterialien, so findet sich der statusrechtliche

Bezug zwischen Ausbildung und Weiterbeschäftigung sehr deutlich:

,,Eine solche Handhabung [gemeint ist das verbeamtete Referendariat, Anm.

Verf.] ist jedenfalls in den Bereichen sinnvoll, in denen auf ein

Beamtenverhältnis auf Widenuf regelmäßig ein Beamtenverhältnis auf Probe

folgt. In den Bereichen jedoch, in denen mit dem Vorbereitungsdienst zugleich

ein berußqualifizierender Abschluss für andere Berufe außerhalb einer

Ziellaufbahn erworben wird (Monopolausbildungen), sollte es den Ländern

2r Im l lcrcich dcs mitr lcrcn und gchobcncn I) icosres ist  dic Siruadon vi i l l ig andets. Zumcffcnt l  hrt  Jrs

]ust izministcdum hicr c ioc i \ fonopolausbi ldung vcrncint,  vgl .  l -Tl) ts- BadcnWürnemberg 13/160(r wrm 1l

I)ezcmber 2002, S. .3. Zur I;-nnvicklung dcs Bcrufsbildcs tgl. Bnsvf Ilnet/trt/ Plar.wau/.lcefe/dt,l)as Bibliothckss'cscn

dcr Rundcsrepubl ik l )cutschland :  eio Handbuch,3. , \uf l . ,  \ \ ' icsbaclcn 1999, S. '101 t t .
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überlassen bleiben, ob sie den Vorbereitungsdienst in einem Beamtenverhältnis

auf Widemrf oder in einem anderen Rechtsverhältnis gestalten möchten."22

Die Absicht des Gesetzgebers bei der Schaffung der ÖtTnungsklausel war es

also, unnötige Verbeamtungen zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund läßt sich

$ 14 Abs. I Satz 1,2. Hs. BRRG bzw. $ 18 a Satz l,2. Hs. ThürBG in analoger

Weise so verstehen, dass das Merkmal ,,außerhalb des öffentlichen Dienstes"

auch ,,außerhalb eines Beamtenverhältnisses" bedeutet. Der Gesetzgeber hatte

vor allem die Juristenausbildung im Blick, nicht jedoch die laufbahnrechtlich

kunterbunten und merkwürdigen Verhältnisse im deutschen Bibliothekswesen.

Gleichwohl sind auch hier die vom Gesetzgeber vorgebrachten Gründe sinnvoll,

Verbeamtungen im Vorbereitungsdienst nur dort vorzunehmen, wo eine

Übernahme in ein Probezeitverhältnis regelmäßig erfolgt. Da dies im Freistaat

Thüringen im Bibliotheksbereich nicht gewährleistet ist, darf der Dienstherr die

Gestaltungsmöglichkeiten der Öffnungsktausel in Anspruch nehmen. Im

Gegensatz zu einer Ausbildung im Referendariat werden hier hinsichtlich der

späteren Verwendung im Landesdienst keine falschen Hoffnungen geweckt und

keine personalpolitischen Inkonsequenzen erzevgt.

5. Laulbahnrechtliche Konsequenzen

Der in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis ausgebildete

Bibliotheksvolontär erwirbt am Ende seines Vorbereitungsdienstes mit dem

Bestehen der Laufbahnprüfung die Regellaufbahnbefühigung für die Laufbahn

des höhererr Bibliotheksdienstes. Diese Beftihigung gilt nach $ 122 Abs.2 Satz I

i.V.m. $ 14 BRRG bei allen Dienstherren in Deutscl-rland. Laufbahnrechtlich

gesehen gibt es zwischen einem Bibliotheksref'erendar und einem

Bibliotheksvolontär keinen Unterschied, auch wenn der Vorbereitungsdienst in

statusrechtlicher Hinsicht verschieden ausgestaltet ist, einmal als

rr Bl:l)rs. 13/3994 vLrn (t. Nbrz 1996, S. 58. ,\uf dicscn srarusrcchriichcn Zusimmcnhang u,crsr auch Iufu/rr, L)ic
vcrtassungsrcchdichc Zulässigkcit dcr Umgcstalrung dcr ltcfcrcndarausbildung vonr Bcamrcnvcrhältnis au€\l ' idcruf
in cin i jt-t lntl ich techrlichcs r\usbildungsverh:i ltnis und dic rcchrlichcn l(<rnscqucnzcn, in: ZUlt 2000, S.328 hin.
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Beamtenverhältnis auf Widerruf.

Ausbildunssverhältnis.

einmal a ls öffentl i ch-rechtl i ch es

6. Ergebnis

Durch die Umgestaltung des Bibliotheksvolontariats in ein öffentlich-rechtliches

Ausbildungsverhältnis wird die Situation der Absolventen bei der Stellensuche

deutlich verbessert. Gleichzeitig kann der Freistaat Thüringen wegen der

attraktiveren rechtlichen Ausgestaltung der Ausbildung erfolgreich in

Konkurrenz zu den ,,Beamtenländern" um die besten Bewerber treten. Für alle

Beteiligten erweist sich das Modell als die beste Möglichkeit einer Ausbildung

bei einem Dienstherren, der im Bibliothekswesen mit Verbeamtungen

zurückhaltend ist. Für andere Dienstherren, vor allem in den neuen

Bundesländern mit nur wenigen Beamtenstellen in den Bibliotheken, empfiehlt

sich dieses Modell ebenfalls.
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